
ihre Vollstreckbarkeit nicht erreicht werden kann, 
wird gleichen oder ähnlichen Verstößen gegen das 
sozialistische Gesetz und die sozialistische Moral 
der Nährboden immer mehr entzogen.14

Inhalt, Form und Auswertung des Urteils
Die praktischen-Konsequenzen, die sich aus den vor­

stehenden Grundsätzen für die gerichtliche Entschei­
dung in Zivilsachen ergeben, sind so zahlreich und 
vielgestaltig, daß die nachfolgenden Bemerkungen sie 
nicht erschöpfend behandeln, sondern nur einige der 
wichtigsten von ihnen kurz herausgreifen können.

1. Eines der Kernprobleme, die sich sogleich auf­
drängen, ist die Frage, welche Anforderungen an das 
Urteil zu stellen sind, damit auch von ihm aus die 
gesellschaftliche Erziehung wirksam werden kann. Daß 
die tatsächlichen Feststellungen, auf denen die Ent­
scheidung beruht, mit der objektiven Wahrheit über­
einstimmen müssen, kann im Bereich unserer Zivil­
rechtsprechung heute als gesichertes, unumstößliches 
Leitprinzip bei der Aufklärung des Sachverhalts ange­
sehen werden. Hinzu kommt aber, daß in dem Urteil 
der gesellschaftliche Hintergrund der Sache zu erken­
nen sein muß, da dieser keineswegs bereits mit der 
Aufklärung lediglich des zwischen Prozeßparteien 
streitigen Sachverhalts erfaßt ist.15

In diesem Zusammenhang gewinnen nicht nur die 
tatsächlichen Feststellungen der Entscheidung, sondern 
auch die — auf das engste mit ihnen verbundenen — 
Rechtsausführungen eine neue, höhere Qualität. Sie 
beschränken sich nicht mehr auf die Feststellung der 
zwischen den Parteien bestehenden Rechtsbeziehungen 
und auf die Erläuterung der angewandten gesetzlichen 
Bestimmungen. Nur dadurch, daß die Argumentation 
des Gerichts bis zu den ideologischen Wurzeln der 
Gesetzesverletzung vordringt, wird die hohe wirtschaft­
lich-organisatorische und kulturell-erzieherische Funk­
tion des angewandten sozialistischen Rechts voll aus­
gelöst, werden die Entscheidungen des Gerichts zu 
wirksamen Anfangsschritten auf dem Wege zur voll­
ständigen Lösung des in Erscheinung getretenen gesell­
schaftlichen Konflikts. Sie werden erst damit zum kon­
zentrierten Ausdruck der staatlichen Leitung der von 
ihnen erfaßten oder berührten gesellschaftlichen Ver­
hältnisse, zu einem Instrument der politischen Füh­
rung der Massen durch unsere Staatsorgane auf dem 
Wege der immer stärkeren Durchsetzung der Entwick­
lungsgesetze unserer Gesellschaft.

Von einer Minderbewertung der Rechtsausführungen, 
mit denen die gerichtliche Entscheidung begründet 
wird, kann daher keine Rede sein; es werden im Gegen­
teil an sie erhöhte Anforderungen gestellt. Schon wenn 
man bedenkt, daß die gesellschaftliche Entwicklung 
immer wieder Probleme und Widersprüche aufwirft, 
die eine schöpferische Anwendung selbst der neuesten 
gesetzlichen Bestimmungen auf die bereits wieder fort­
schreitend veränderten Verhältnisse erforderlich machen, 
kommt einer exakten rechtlichen Würdigung der von 
der Entscheidung berührten gesellschaftlichen Bezie­
hungen nach wie vor größte Bedeutung zu. Die Rechts­
ausführungen des Gerichts in seiner Entscheidung sind 
aber auch — und vor allem — deshalb ein hervorragen­
des Mittel der Leitung der gesellschaftlichen Entwick­
lung, weil sie die unerläßliche Vorbedingung darstellen 
für die Aufdeckung des klassenmäßigen Hintergrunds, 
der ganzen Tiefe des mit und nach der Einleitung des 
Verfahrens offenbar gewordenen gesellschaftlichen 
Widerspruchs. Jedes unvermittelte Nebeneinander zwi­
schen der rechtlichen Würdigung des Sachverhalts und 
der Analyse der Wurzeln des gesellschaftlichen Kon­
flikts ist abzulehnen. Wie die Beschränkung der Ent­
scheidungsgründe auf eine „rein rechtliche“ Beurteilung 
der Sache zum Formalismus und Neutralismus führt,

14 Darüber, daß die Möglichkeiten zur Organisierung der 
gesellschaftlichen Erziehung nicht in jedem Verfahren gleich 
groß sind, daß eine sorgfältige Auswahl der Prozesse und der 
im einzelnen angewandten Methoden der Einbeziehung der 
Werktätigen getroffen werden muß, vgl. Püschel, Das Prinzip 
des demokratischen Zentralismus in der mündlichen Verhand­
lung des künftigen Zivilverfahrens, Staat und Recht 1959 
S. 1021.

11) vgl. Püschel, Zur Überwindung des bürgerlichen Rechts­
horizonts im sozialistischen Zivilprozeß, Staat und Recht 
1959 S. 375.
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verleitet eine oberflächliche Behandlung der jeweils 
aufgeworfenen Rechtsfragen zur Ziellosigkeit des Prak­
tizismus. Die untrennbare Einheit zwischen Recht­
sprechung und politischer Massenarbeit des Gerichts 
äußert sich hier u. a. darin, daß die Rechtsausführungen 
in der Entscheidung unmittelbar zum ideologischen 
Kernproblem hinführen, ohne dessen Erfassung die 
gesellschaftlich-erzieherische Funktion des mit der 
Entscheidung angewandten Rechts beeinträchtigt wäre.

2. Die neue, qualitativ höhere Arbeitsweise des Ge­
richts bei Erlaß der Entscheidung in Zivilsachen spie­
gelt sich notwendigerweise auch im Aufbau des Urteils 
wider. Hier gilt es ebenfalls, den bürgerlichen Grund­
satz der Parteiherrschaft über den Prozeß über Bord 
zu werfen.

Auf diesem Grundsatz beruht die scharfe Trennung 
zwischen Tatbestand und Entscheidungsgründen des 
Urteils, wie sie § 313 ZPO nahelegt. Die säuberliche 
Abtrennung des Tatbestandes, der „eine gedrängte 
Darstellung des Sach- und Streitstandes auf Grundlage 
der mündlichen Vorträge der Parteien unter Hervor­
hebung der gestellten Anträge“ enthält, sollte eine 
genaue Kontrolle darüber ermöglichen, daß das Gericht 
nur das Parteivorbringen zur Grundlage seiner Ermitt­
lungstätigkeit und seiner Entscheidung gemacht, daß es 
keine Tatsachen berücksichtigt hat, die von den Par­
teien nicht in den Prozeß eingeführt worden sind.

In einem Verfahren, in dem sich das Gericht zum 
Ziel setzt, gemeinsam mit allen ihm zur Verfügung 
stehenden staatlichen und gesellschaftlichen Kräften 
den Sachverhalt und seinen tieferen gesellschaftlichen 
Hintergrund vollständig zu erforschen, ist die ganze 
Vorstellung eines solchen Beschränkungen unterworfe­
nen Tatbestandes überholt. Sie führt zu einer Über­
betonung der Parteibehauptungen und zu einer Min­
derbewertung des Ergebnisses der staatlichen und 
gesellschaftlichen Initiative bei der Aufklärung des 
Sachverhalts. Überdies wird durch die Trennung eines 
derartigen Tatbestandes von den Entscheidungsgründen 
der einheitliche Lebensvorgang zerrissen, dessen Dar­
stellung das Gericht zum Ausgangspunkt seiner wei­
teren Argumentation macht. Insbesondere erscheint bei 
der Schilderung des Ergebnisses der Beweisaufnahme 
in dem Teil des Tatbestandes, den wir bisher als Pro­
zeßgeschichte bezeichnet haben, die Tätigkeit des 
Gerichts als politisch neutral, da sie ohne eine eigene 
Stellungnahme des Gerichts erfolgt und das Ergebnis 
der Beweisaufnahme erst an einer ganz anderen Stelle 
des Urteils, in den Entscheidungsgründen, analysiert 
wird.

Die heute in der Gerichtspraxis bereits unternom­
menen Versuche, die alte Form des Urteils durch eine 
Überwindung der starren Trennung zwischen Tat­
bestand und Entscheidungsgründen zu sprengen, sind 
daher keine zufälligen Erscheinungen. Sie zeigen unver­
kennbar das Bemühen um eine qualifiziertere Leitung 
der gesellschaftlichen Entwicklung mit Hilfe der 
gerichtlichen Entscheidung und verdienen auf jeden 
Fall im Bereich der Rechtsprechung in Ehesachen volle 
Anerkennung, weil dort der Widerspruch zwischen den 
neuen, sozialistischen Leitungsmethoden und den 
Resten des alten Verfahrensrechts besonders kraß in 
Erscheinung tritt* 11 16. Eine Verletzung des Gesetzes kann 
darin nicht erblickt werden; denn § 313 ZPO schreibt nur 
die Abtrennung der Urteilsformel von den übrigen 
Teilen der Entscheidung, nicht aber die Trennung von 
Tatbestand und Entscheidungsgründen zwingend vor.

Damit das Urteil in seiner Gesamtheit ein getreues 
Spiegelbild der neuen Arbeitsweise des Gerichts bei 
der Verhandlung und Entscheidung von Zivilsachen 
wird, muß es dem Ergebnis der vereinten Bemühungen 
des Gerichts und der am Verfahren mitwirkenden 
anderen Staatsorgane und der gesellschaftlichen Ver­
fahrensbeteiligten um eine gründliche Aufklärung der 
Sache eine weitaus größere Bedeutung als bisher bei­
messen. Indem der Teil des Urteilstatbestandes dann 
viel stärker hervortritt, der bisher als — eine im Schat­
ten des Parteivortrags stehende — Prozeßgeschichte auf­
gefaßt wurde, gewinnt das ganze Urteil an Verständ­
lichkeit und Überzeugungskraft. Nicht zuletzt wird 
dadurch der Parteivortrag aus seiner bisher dominie-

16 vgl. Schröder, NJ 1959 S. 530 f.


